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Im Zusammenhang mit der 90-Tage-Aufenthaltsbegrenzung für LKW-Fahrerinnen und 

LKW-Fahrer aus dem Westbalkan möchten wir auf die aktuellen Herausforderungen 

aufmerksam machen und um Ihre Unterstützung bitten, da der Automobilindustrie 

weitere erhebliche Schäden drohen. 

 

Mit der Einführung des neuen Entry/Exit Systems (EES) erfolgt eine strengere 

Durchsetzung der bestehenden EU-Regelungen, was dazu geführt hat, dass 

zahlreiche LKW-Fahrerinnen und LKW-Fahrer aufgrund der Überschreitung dieser 

Aufenthaltsgrenze festgesetzt und abgeschoben wurden. In der Folge rief der 

serbische Frachtverband – unterstützt von Unternehmen aus Montenegro, Bosnien 

und Herzegowina sowie weiteren Nachbarstaaten – zu Protestmaßnahmen auf, die zu 

Blockaden an allen Grenzübergängen des Westbalkan zur EU führten. Die Proteste 

hatten erhebliche Auswirkungen auf die automobilen Lieferketten. 

 

Die deutsche Automobilindustrie ist ein global vernetzter Sektor, dessen 

Wettbewerbsfähigkeit maßgeblich von stabilen und effizient funktionierenden 

internationalen Transport- und Logistikprozessen abhängt. Vor diesem Hintergrund 

betrachten wir die aktuellen Entwicklungen an den Schengen Außengrenzen mit 

großer Sorge – insbesondere mit Blick auf die Ein- und Ausfuhren zentraler 

Komponenten und Produkte der Automobilwirtschaft, die für den kontinuierlichen 

Betrieb der europäischen Produktionsstandorte essenziell sind. 

 

Erneute Grenzblockaden im Westbalkan hätten weitreichende Folgen für die 

europäische Automobilindustrie. Aufgrund begrenzter Substituierbarkeit wesentlicher 

Teile und Lagerreichweiten von typischerweise lediglich zwei Tagen käme es schnell 

zu Produktionsstillständen mit erheblichen finanziellen Schäden in dreistelliger 

Millionenhöhe pro Tag. Die bisherigen Vorfälle haben bereits gezeigt, wie rasch 

Versorgungsengpässe und Unterbrechungen industrieller Prozesse entstehen können. 

 

Die EU ist auf LKW-Fahrerinnen und LKW-Fahrer aus den West-Balkan-Ländern 

angewiesen. Das Wegbrechen entsprechender Kapazitäten würde mittelfristig zu 

erheblichen Kostensteigerungen in der Logistik führen und den ohnehin bestehenden 

Fahrermangel in der EU noch verstärken. 

 

Viele LKW-Fahrerinnen und LKW-Fahrer befürchten erhebliche rechtliche 

Konsequenzen bei ungewollten Regelüberschreitungen sowie Einkommensverluste. 

Kleinere Speditionen geraten durch den faktischen Verlust von bis zu 50 Prozent ihrer 

Einsatzkapazität wirtschaftlich unter erheblichen Druck, teils in existenzbedrohendem 

Ausmaß. Eine praxisnahe und verhältnismäßige Umsetzung erscheint daher geboten. 
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Mit Blick auf die Einführung des Entry/Exit Systems sollten kurzfristig pragmatische 

Übergangsregelungen getroffen werden, um Lieferketten zu schützen. Dazu zählen 

eine verlängerte Umsetzungsfrist bzw. ein zusätzlicher Toleranzrahmen von 15 Tagen, 

eine vorübergehende Aussetzung von Sanktionen sowie die zeitweise Anerkennung 

von Begleitschreiben europäischer Abnehmer zur Dokumentation regulärer 

Transportwege. 

 

Vergleichbare Visa-Ausnahmeregelungen bestehen bereits für andere Berufsgruppen 

(z.B. Luft- und Bahnverkehr). Eine Anpassung der 90/180 Tage Regelung für LKW-

Fahrerinnen und LKW-Fahrer – etwa auf 120/180 Tage – könnte eine ausgewogene 

Lösung darstellen, die sowohl die Funktionsfähigkeit des Transportsektors sichert als 

auch regulatorische Ziele wahrt. 

 

Wir appellieren daher an die europäischen und nationalen Institutionen, gemeinsam 

kurzfristige und pragmatische Übergangslösungen zu finden, um die Stabilität der 

Lieferketten und die Funktionsfähigkeit des Transportsektors zu sichern. Dabei ist zu 

berücksichtigen, dass die Unternehmen bereits aufgrund der aktuellen Konflikte im 

Nahen Osten mit angespannten Lieferketten und der Abwanderung von 

LKW‑Kapazitäten, die durch von Reedern und Spediteuren angebotene alternative 

Ersatzrouten verursacht wird, zu kämpfen haben und jede zusätzliche Belastung die 

Situation weiter verschärfen würde.  

 

Eine verantwortungsvolle und verhältnismäßige Umsetzung der neuen Regelungen ist 

entscheidend, um wirtschaftliche Schäden zu vermeiden. Die deutsche 

Automobilindustrie steht bereit, diesen Prozess konstruktiv zu begleiten und zu einer 

nachhaltigen Lösung beizutragen. 

 

 


